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I m N am e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit
Verkündet am

28„November 1969

Klägerin und Revisionskl■gerin,

Prozeßbevollmächtigter: „ „ „ „„ „„
„;

„ o „ 0

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklegteo

Der 1() Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 280 November 1969

durch

Präsident ‘ ProfoDraw e n n a g e t
— Vorsitzender-e,

Bundesrichter Dr„ Sc h u b e r t und

Bundesrichter S c h m i d t h a l s ,
Bundessozialrichter M ü l l e r und

Bundessozialrichter D e m b o w s k i

für Recht erkannt;

.{‘Aur die Revision der Klägerin wird das Urteil

des Landessozialgerichts Hamburg vom 210 Juni

1968 aufgehoben und die Berufung der Beklagten

gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom

14„ Februär 1967 zurückgewiesen„

Die Beklagte hat der Klägerin auch die außergem

richtlichen Kosten des Berufungs— und Revisions—

verfahrens zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob der Versicherungs—

träger die wegen des Verdachts auf eine schwere errenkung

gewährte Rente wegen Erwerbsunfähigkeit (EU) nach Fortfall

des Verdachts entziehen darfo

Die im Jahre 1934 geborene Klägerin, von Beruf Konterietin

und Sekretärin, erkrankte im Jahre 1965 an einem Hauttumor

(Fibrosarcom) an der rechten Fußsohle, der durch operative

Eingriffe entfernt wurdec Die Beklagte berilligte ihr zu—

nächst für die Zeit vom 28° Dezember 1963 bis zum 30; Juni

1965 Rente auf Zeit wegen EU„

Im Kai 1965 beantragte die Klägerin die Veiterzahlung der

Renteo Nachdem der Chirurg Dro W■:1ü: in seinem Gutnc ten

vom 80 Oktober 1965 einen Ve■a0ht auf Hetastasenbildung

in der Lunge geäußert und eine Vinsatzfähigkeit der Klege—

rin in ihrem früheren Beruf bis zu einer erneuten Lunycn—

kontrolle nach etwa 3 Monaten verneint hatte, erkannte die

Beklagte durch Bescheid vom 90 Dezember 1965 über den 30„

Juni 1965 hinaus EU gemäß @ 24 Abs„ 2 des Angestelltenver—

sicherungsgesetzes (AVG) an und bewilligte der Klägerin
Rente wegen EU über den 300 Juni 1965 hinrus auf unbe—

stimmte Zeit° Auf Grund einer Nachuntersuchunä führte

DrÖ-Wxxzx■'in seinem Gutachten vom 10 März 1966 a.s, eine

Lungenmetastase könne nunmehr ausgeschlossen werden; die

Narbenplatte an der Fußsohle sei frei von Rezidiven; die

Klägerin könne ihren Beruf wieder mehr als halbtags aus»

übeno Durch Bescheid vom 200 April 1966 entzog die Be»

klagte darauf die Rente mit Ablauf des Monats Hai 19ncf

Das Sozialgericht (SG) hat diesen Fntziehungsbescheid eu?—
gehoben9 weil die Voraussetzungen für die Entziehung der

Rente gemäß 5 65 AVG nicht erfüllt seien; das Leiden 5°T
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++-
Klägerin sei schon bei Erteilung des Bescheides vom 9, De—

zember 1965 ausgeheilt gewesen; nach diesem Zeitpunkt sei

daher keine Änderung in ihren gesundheitlichen Verhältnis—

sen eingetreten, mit der eine vorherige Berufsunfähigkeit

beseitigt werden sei; da für die Klägerin auch nicht er—

sichtlich gewesen sei, daß ihr die Rente vom 1„ Juli 1965

an nur wegen des Verdachts auf Metastasenbildung weiterge_
währt werden sei, komme die Entscheidung des Bundessozialw

gerichts (BSG) in BSG 17, 295 nicht in Betracht„

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht

(LSG) das Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen;

es hat die Revision zugelassen, Das LSG ist davon ausgegan—

gen, seit der Entziehung der Rente mit Ablauf des Monats Mai

1966 sei jedenfalls die Fußsohlengeschwulst ausgeheilt und

die Klägerin nicht gehindert, eine Berufstätigkeit, wie sie

sie früher versicherungspflichtig ausgeübt habe, wieder auf—

zunehmeno Die Klägerin sei daher « so hat das LSG ausge—
führt — seit Entziehung der Rente nicht mehr berufsunfähigo

Weiter stehe fest, daß die mit dem Bescheid vom 90 Dezember

_
1965 festgestellte Rente nur auf Grund einer Verdachtsdiagno—

"se, nämlich wegen Verdachts einer durch das Fibrosarcom aus—

gelösten Metastasenbildung in der Lunge gewährt worden sei.

Die Rentenbewilligung beruhe daher darauf, daß die Entschei«

dung über das Bestehen der EU vor abschließender Klärung

des Krankheitsbildes vorsorglich im Interesse des Versicher—

ten getroffen worden seio Auf Grund späterer Untersuchun«

gen habe der Verdacht auf Lungenmetastasen ausgeräumt werden

können„ In dem tatsächlichen Gesundheitszustand der Kläw

gerin sei somit nach der erneuten Rentengewährung objektiv

keine Änderung eingetreten° Jedoch sei der Rechtsprechung
.des BSG zu folgen, nach der auch der Wegfall einer Veröachtsw

diagnose die Entziehung der Rente trotz gleichgebliebenen

Gesundheitszustandes rechtfertige (BSG 17, 295)„ Darauf,
_ob für den Versicherten ersichtlich gewesen sei, daß ihm

die Rente wegen Verdachts auf ein den Versicherungsfall

‚_4_.
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auslösendes Leiden gewährt worden sei komme es trotz des

Leitsatzes der angeführten Entscheidung nicht an„ Die

Beklagte habe der Klägerin eine Rente wegen EU auf unbew

stimmte Zeit gewähren und diese nach Klärung des Krankheits—

bildes wieder entziehen dürfen°

Gegen das Urteil hat die Klägerin Revision eingelegt, mit

der sie unrichtige Anwendung des 5 63 AVG rügto Sie been“

tragt, das angefochtene Urteil des LSG Hamburg vom 21„ Juni

1968 aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das

Urteil des SG Hamburg vom 140 Februar 1967 zurückzuteisen;

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision der Kläoerin ist beeründet„b b

Die Beklagte ist entgegen der Ansicht des LSG nicht berechw

tigt, der Klägerin die Rente wegen EU zu entzieheno

In dem Bescheid vom 90 Dezember 1965 heißt es aueär*cklich9

"Auf Grund Ihres Antrages vom 11„5„1965 sowie der vorlie—

genden ärztlichen Gutachten erkennen wir auch über diesen

Zeitpunkt hinaus Erwerbsunfähigkeit gemäß @ 24 Abso 2 AVG

an"o Eine solche dem Versicherten ohne jede Einschränkunß

ausdrücklich gemäß @ 24 AVG gewährte Rente wegen EU kann

% von den Fällen des S 1744 der Reichsversicherungsordnurg

— RVG e
(vgl() 5 204 AVG) abgesehen w nur unter den beson«’

|,"
D C‘_ ;2.deren Voraussetzungen des 5 63 AVG entzogen werden„ Di

Vorschrift trägt dem im Recht der gesetzlichen Rehtenver-

sicherung aus Gründen der Rechtssicherheit allgemein gel—

tenden Grundsatz Rechnung, daß Bescheide für die Beteiliaa

ten in der Sache bindend sind, wenn der gegen den Bescheid

gegebene Rechtsbehelf nicht oder erfolglos eingelegt ist‚

soweit durch Gesetz nicht anderes bestimmt ist (@ 77 599
Sozialgerichtsgesetzes “ SGG —)0 Nicht nur im Interesse

\n
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1

des Versicherten, sondern auch im Interesse des Versiche—

rungsträgers s der den Versicherten auf die getroffene

Entscheidung verweisen darf » mißt das Gesetz den Beschei—

den der Versicherungsträger — ähnlich wie rechtskräftigen

Urteilen « eine Bindung im Sinne einer endgültigen Wirkung

bei, die nur in den vom Gesetz besonders genannten Fällen

durchbrochen werden darf°

Nach % 63 AVG kann die Rente nur entzogen Werden‚ wenn der

Empfänger äne■8ente wegen Berufsunfähigkeit (BU) oder wegen

EU infolge einer Änderung in seinen Verhältnissen nicht

mehr berufsunfähig ist° Diese Bestimmung setzt nach der

ständigen RechtSprechung des BSG voraus? daß der Versicherw

te zur Zeit der Rentengewährung erwerbsunfähig oder berufs—

unfähig gewesen ist und daß er infolge einer nach Bewilliw

gung der Rente eingetretenen Änderung in seinen Verhält»

nissen zur Zeit der Entziehung der Rente nicht mehr_berufsw

unfähig ist (BSG in SozR Nr° 6, 8 und 14 zu 5 1286 EVO;
120 Senat, Urteil vom 290 Mai 1969 » 12 RJ 270/65 —)0 Die-

Klägerin ist zwar seit Entziehung der Rente mit Ablauf

des Monats Mai 1966 nicht mehr berufsunfähig im Sinne des

5 23 Abs° 2 AVGO Wie die für das Revisionsgericht gemäß
@ 165 SGG bindenden Feststellungen in dem angefochtenen

Urteil ergeben, ist die Klägerin aber schon zur Zeit der

Rentengewährung im Dezember 1965 weder erwerbsunfähig im

Sinne des @ 24 Absa 2 AVG noch berufsunfähig im Sinne des

@ 23 Abso 2 AVG gewesen; auch ist nach diesem Zeitpunkt

keine Änderung in ihren gesundheitlichen Verhältnissen ein—

getreteno Das LSG hat ausdrücklich und unangefochten fest—

gestellt, daß das Krebsleiden der Klägerin bereits zur Zeit

der Rentenbewilligung im Dezember 1965 ausgeheilt gewesen
ist? die Entscheidung über das Bestehen der EU vor abschlies—

sender Klärung des Krankheitsbildes vorsorglich im Interesse

des Versicherten getroffen und die Rente nur wegen des Ver—

dachte auf eine durch das Fibrosarcom au3gelöste Metastaw

senbildung in der Lunge gewährt worden ist, daß sich dieser

„ 6 _
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Verdacht nicht bestätigt hat und daß seit Bewilligung der

Rente im Dezember 1965 keine Änderung in den gesundheit-

lichen Verhältnissen der Klägerin eingetreten ist° Der

Klägerin ist demnach durch Bescheid vom 90 Dezember 1965

gemäß @ 24 AVG Rente wegen EU gewährt worden, ohne daß sie

zu dieser Zeit erwerbsunfähig oder berufsunfähig im Sinne

des Gesetzes gewesen ist; denn da das Krebsleiden schon im

Dezember 1965 ausgeheilt gewesen ist, konnte sie damals

bereits wieder einer ihr zumutbaren Erwerbstätigkeit nach—

geheno Da sie sonach nicht infolge Änderung in ihren Ver—

hältnissen seit Ende Mai 1966 nicht mehr berufsunfähig

ist, kann ihr die Rente nicht gemäß @ 63 Abs„ 1 RVG entzo—

gen werden.)

Der Auffassung des LSG, der Wegfall einer Verdachtsdiagnose

oder der Wegfall des Verdachts auf eine schwere Krankheit

rechtfertigten den Entzug einer nach 5 24 AVG bewilligten
Rente wegen EU trotz gleichgebliebenen Gesundheitszustan—

des, wenn die Rente nur wegen einer Verdachtsdiagnose oder

nur wegen des Verdachts auf das Vorliegen eines schweren

Leidens gewährt worden ist, vermag der Senat nicht zu fol—
genol Das Gesetz bietet dem versicherungsträger keine recht“,
liche Handhabe, wegen des bloßen Verdachts auf das Vorliegg’

einer schweren Erkrankung gemäß @ 24 AVG eine Rente wegeng

EU zu gewähren° Die Bewilligung einer solchen Rente setz;

vielmehr voraus, daß der Versicherte erwerbsunfähig ist,;

was sich ausschließlich nach @ 24 Abs() 2 AVG beurteilto
Ist der Versicherte dagegen nicht erwerbsunfähig im Sinneii

des Gesetzes, besteht aber gleichwohl aus allgemeinen sozia

politischen Erwägungen ein dringendes Bedürfnis, ihm wegen
des starken Verdachts auf das Vorliegen einer schweren Erw

krankung eine Leistung zu gewähren, so kann ihm jedenfalls

eine Rente wegen EU gemäß @ 24 AVG mangels Vorliegcns der
gesetzlichen Voraussetzungen nicht gewährt werden,

Geschieht das trotzdem, so bietet das Gesetz für den Versiw

cherungsträger keine rechtliche Möglichkeit, eine einmal
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gemäß @ 24 AVG bindend gewährte Rente wegen EU zu entziehen,

wenn der Krankheitsverdacht fortgefallen und wenn die Rente

tatsächlich nicht wegen einer vorliegenden und festgestell—

ten EU im Sinne des © 24 Abs, 2 AVG, sondern nur wegen des

Verdachts auf das Vorliegen einer schweren Erkrankung be-

willigt ist° Der Versicherte muß darauf vertrauen dürfen,

daß ihm die beantragte Rente wegen EU gemäß 5 24 AVG dem Ge—

setz entsprechend bewilligt worden und der Versicherungsträ—

ger an die Rentenbewilligung im Rahmen des Gesetzes gebunden

ist; denn der Versicherte selbst kann eine Änderung der ge—
troffenen Entscheidung, nämlich eine Änderung der seinem An—

trag entsprechenden Rentenbewilligung nicht betreiben„ Der

Versicherungsträger kann ihn vielmehr auf diese Entschei—

dung 4 als bindend —
verweisen, Aus Gründen der Rechtssi—

cherheit muß dem Grundsatz des @ 77 SGG der Vorrang verblei—

ben, daß die Bindungswirkung eines die Rente wegen EU gewähe

renden Bescheides nur unter den erschwerten Voraussetzungen

des 5 63 AVG durchbrochen werden kann° Deshalb hat der Ver—

sicherte von vornherein keinen Rechtsanspruch auf Gewährung

von Rente wegen EU gemäß 5 24 AVG, auch keinen Rechtsan—

spruch auf vorsorgliche Gewährung einer solchen Rente, wenn
ungewiß ist, ob seine Erwerbsfähigkeit durch Krankheit oder

entsprechende Tatbestände im Sinne des © 24 Abs, 2 AVG be—

einträchtigt ist, sondern nur der Verdacht auf das Vorlie—

gen eines EU begründenden Leidens besteht (BSG 28, 137)°

Zwar hat das BSG entschieden, daß eine Rente, die lediglich

wegen Verdachts auf das Vorliegen eines den Versicherungs—

fall auslösenden Leidens gewährt worden ist, wieder entzo—

gen werden kann, wenn sich dieser Verdacht später nicht be—

stätigt° Jedoch ist dies nur für den Fall au3gesprochen,

daß für den Versicherten erkennbar war, daß der Versicherungs—

träger ihm die Rente wegen EU nur wegen des Verdachts auf
Vorliegen einer schweren Erkrankung gewährt hat (BSG 17, 295)„

Dafür, daß für die Klägerin bei Gewährung der Rente wegen
EU durch den Bescheid vom 90 Dezember 1965 etwas derartiges
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ersichtlich gewesen ist, bietet der vom LSG festgestellte

Sachverhalt keinen Anhalt°

Obgleich auch in dem vom BSG entschiedenen Fall der Renten—

bescheid eine entsprechende Einschränkung der Leistung nicht

ausgesprochen hat, hat das BSG seine Entscheidung doch aus—
drücklich darauf gestützt, daß "den Beteiligten von Anfang

an klar war, daß die Leistung nur wegen des Verdachts auf

das Vorliegen eines Krebsleidens gewährt worden ist" (BSG

17, 295, 297)() In dem gegenwärtigen Fall liegen die Ver—

hältnisse anders° Die Beklagte hat der Klägerin durch den

Bescheidvom90 Dezember1965die RentewegenEUgemäß@24
Abs, 2 AVG ohne jede Einschränkung bewilligt, Die Beklagte

hat weder behauptet noch liegen Anhaltspunkte dafür vor,

daß die Klägerin zur Zeit der Bewilligung der Rente wegen

EU durch Bescheid vom 90 Dezember 1965 von dem Verdacht

einer Metastasenbildung in der Lunge und insbesondere davon

gewußt hat, daß ihr die Rente nur dieses Verdachtes wegen

_bewilligt worden ist° Dagegen spricht insbesondere, daß
} m

die Beklagte in dem Bescheid auf Grund der vorliegenden arzt—'

lichen Gutachten EU gemäß @ 24 Abs° 2 AVG anerkannt hat,

woraus die Klägerin nicht entnehmen konnte, daß die Beklagte

in Wirklichkeit keine EU im Sinne des 9 24 Abs, 2 AVG aner—
kennen und Rente nicht wegen einer vorliegenden EU, sondern

nur wegen des Verdachts auf das Vorliegen einer schweren '

Erkrankung gewähren wollte°

Mag auch sowohl im Interesse des Versicherten als auch im

Interesse des Versicherungsträgers ein dringendes Bedürfnis

dafür bestehen, dem Versicherten eine Leistung aus Mitteln

der gesetzlichen Rentenversicherung zu gewähren, wenn er

zwar nicht berufsunfähig oder erwerbsunfähig im Sinne des AVG

ist, aber der dringende Verdacht auf das Vorliegen einer

schweren und bösartigen, zur Mitteilung an den Versicherten

nicht geeigneten Krankheit begründet ist, so kann dem Versiw

cherten doch eine Rente wegen EU oder wegen BU nach dem AVG

_9_.
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nicht gewährt werden° In
derartigen

Fällen werden die Versi—

cherungsträger zu prüfen haben, ob ihnen andere gesetzliche

Bestimmungen eine ausreichende rechtliche Handhabe bieten,

Leistungen aus Mitteln der sozialen Rentenversicherung zu ge-

währen° In Betracht käme hier zB 5 84 AVG (@ 1305 RVO)o Hat

der Versicherungsträger statt dessen aber dem Versicherten

nach dem ihm erteilen Bescheid ausdrücklich und ohne Einschrän—

kung Rente wegen EU gemäß 5 24 AVG bewilligt, hat er jedoch die

Rente, ohne daß dies für den Versicherten ersichtlich war, nur

wegen des später nicht bestätigten Verdachts auf das Vorliegen

einer schweren Erkrankung gewährt, obschon der Versicherte

nicht berufsunfähig oder erwerbsunfähig im Sinne des Gesetzes

war, so kann die Rente nach Fortfall des Krankheitsverdachts

nicht entzogen werden° ‘ ’ ’ "'" 1 "

Auf die Revision der Klägerin ist aus diesen Gründen das

angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung der Beklagten

gegen das Urteil des SG Hamburg zurückzuweisen°

Die Entscheidung über die Erstattung außergerichtlicher Kosten

folgt aus 5 193 SGG.
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